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Aktuelle Stunde 
 
auf Antrag 

der Fraktion der SPD 
 
 
Kommunale Finanzkrise in Nordrhein-Westfalen spitzt sich dramatisch zu – 
Rekorddefizit von über 9 Milliarden Euro: Wann handelt die Landesregierung endlich? 
 
 
Am 2. Mai 2026 hat die Rheinische Post erstmalig über aktuelle Daten zu den 
Finanzierungssalden der staatlichen Ebenen des Statistische Bundesamt berichtet.1 Diese 
Zahlen offenbaren eine alarmierende Schieflage innerhalb Nordrhein-Westfalens: Während 
das Land Nordrhein-Westfalen im Jahr 2025 einen Haushaltsüberschuss von über 2 Milliarden 
Euro erzielen konnte, mussten die Kommunen im selben Zeitraum ein Rekorddefizit von mehr 
als 9 Milliarden Euro verkraften.2 
 
Der Blick auf die Bilanz des letzten Jahres verdeutlicht darüber hinaus den ganzen Ernst der 
Lage: Die kommunalen Kernhaushalte weisen bundesweit ein erneutes Rekorddefizit von über 
29,4 Milliarden Euro auf – nochmals 5,1 Milliarden Euro mehr als im Jahr 2024.3 Allein die 
Städte und Gemeinden in NRW mussten 2025 einen negativen Finanzierungssaldo von mehr 
als 9,3 Milliarden Euro verzeichnen.4 Nordrhein-Westfalen steht dabei im Bundesvergleich mit 
Abstand an der traurigen Spitze. Die kommunale Ebene trägt die Hauptlast wachsender 
Ausgaben, ohne dass eine entsprechende finanzielle Ausstattung sichergestellt wird. Viele 
Experten sprechen inzwischen von der schwersten Finanzkrise der Nachkriegszeit.5 Damit 
wird deutlich: Die Kommunen blicken nicht nur tief in einen finanziellen Abgrund – die 
Entwicklung steuert mit hoher Geschwindigkeit auf eine weitere dramatische Zuspitzung zu. 
 
Auch der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen zeichnet ein dramatisches Bild der 
Lage. Im Rahmen seines Gemeindekongresses am 30. April 2026 warnte sein Präsident, Prof. 
Dr. Christoph Landscheidt, eindringlich vor den Folgen dieser Entwicklung. Die kommunalen 
Haushalte seien strukturell unterfinanziert, die Schere zwischen Einnahmen und Ausgaben 
öffne sich immer weiter. Besonders die Sozialausgaben (etwa für Eingliederungshilfe sowie 

 
1 https://rp-online.de/nrw/landespolitik/nrw-so-dramatisch-hat-sich-die-finanzlage-bei-den-kommunen-
verschlechtert_aid-147631627 
2 Statistisches Bundesamt (2026): Vierteljährige Kassenergebnisse der Kern- und Extrahaushalte des 

öffentlichen Gesamthaushalts 1.- 4. Vierteljahr 2025, 71511-08: Ausgaben und Einnahmen der Länder 
und Gemeinden/Gemeindeverbände Kern- und Extrahaushalte 

3 Statisches Bundesamt (2026): Pressemitteilung Nr. 114 
4 Statistisches Bundesamt (2026): Vierteljährige Kassenergebnisse der Kern- und Extrahaushalte des 

öffentlichen Gesamthaushalts 1.- 4. Vierteljahr 2025, 71511-08: Ausgaben und Einnahmen der 
Länder und Gemeinden/Gemeindeverbände Kern- und Extrahaushalte 

5 Landtag NRW (2025): Stellungnahme 18/3063 der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2026 (GFG 2026), S. 6. 
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Kinder- und Jugendhilfe) treiben die Defizite massiv in die Höhe, obwohl die Kommunen auf 
diese Ausgaben kaum Einfluss haben.6 
 
Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind gravierend: Wenn Kommunen gezwungen sind, 
immer stärker nur noch Mangel zu verwalten, geraten zentrale Bereiche der Daseinsvorsorge 
unter Druck. Bibliotheken, Sport- und Kultureinrichtungen stehen zur Disposition, Infrastruktur 
verfällt, und notwendige Investitionen bleiben aus. Dies gefährdet nicht nur die kommunale 
Selbstverwaltung, sondern untergräbt auch das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Handlungsfähigkeit des Staates insgesamt. 
 
Dabei trägt die Landesregierung selbst zur Verschärfung der finanziellen Schieflage beiträgt. 
Anders als viele andere Bundesländer beteiligt sich Nordrhein-Westfalen nicht an der 
Finanzierung der Eingliederungshilfe und lässt die Kommunen mit diesen dynamisch 
steigenden Sozialausgaben weitgehend allein. Gleichzeitig werden Bundesmittel für den 
Ausbau und Betrieb der Offenen Ganztagsschule nicht vollständig an die Kommunen 
weitergeleitet.  
 
Besonders problematisch ist dabei die offensichtliche Ungleichverteilung der finanziellen 
Lasten innerhalb des Landes: Während das Land Haushaltsüberschüsse erzielt, geraten die 
Kommunen zunehmend in existenzielle finanzielle Schwierigkeiten. Der Eindruck drängt sich 
auf, dass die Landesregierung ihre Haushaltskonsolidierung zulasten der kommunalen Ebene 
betreibt. 
 
Diese Entwicklung widerspricht dem Grundsatz „Wer bestellt, bezahlt“ und stellt die finanzielle 
Handlungsfähigkeit der Kommunen in Frage. Ohne eine grundlegende Neuordnung der 
Gemeindefinanzierung drohen dauerhafte strukturelle Schäden für Städte und Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen. 
 
Angesichts dieser dramatischen Lage ist es dringend erforderlich, dass die Landesregierung 
darlegt, 
 
1. wie sie die massive Unterfinanzierung der Kommunen kurzfristig entschärfen will, 
2. welche konkreten Maßnahmen sie zur gerechten Verteilung der finanziellen Lasten 

zwischen Land und Kommunen plant, 
3. wie sie künftig eine angemessene Beteiligung des Landes Nordrhein-Westfalen an den 

Kosten der Eingliederungshilfe sicherstellen will, um die Kommunen spürbar zu 
entlasten, 

4. wie sie gewährleisten will, dass Bundesmittel vollständig und transparent an die 
Kommunen weitergeleitet werden, 

5. und wie sie langfristig eine auskömmliche Finanzausstattung der kommunalen Ebene 
sicherstellen will. 

  

 
6 Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen (2026): Gemeindekongress 2026: Kommunen am 

finanziellen Abgrund, Pressemitteilung vom 30. April 2026 (abrufbar unter: 
https://kommunen.nrw/themen/finanzen-kommunalwirtschaft-und-vergabe/gemeindekongress-2026-
kommunen-am-finanziellen-abgrund/, zuletzt abgerufen am 4. Mai 2026).  
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Die aktuelle Entwicklung stellt eine ernsthafte Gefahr für die kommunale Selbstverwaltung, die 
öffentliche Daseinsvorsorge und letztlich für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem 
Land dar. Der Landtag Nordrhein-Westfalen muss sich daher im Rahmen einer Aktuellen 
Stunde unverzüglich mit der dramatischen Finanzlage der Kommunen und der Verantwortung 
der Landesregierung befassen. 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Christian Dahm 
Justus Moor 
Alexander Baer 
 
und Fraktion 
 
 
 


